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Es ist erst ein Jahr her, 
da konnte in Sachsen-
Anhalt dem Thema 

Schulschließungen niemand 
entgehen. An Dorfschulen und 
an den Zäunen von Privathäu-
sern fl atterten bunte Bänder, 
Protestplakate begrüßten die 
vorbeirollenden Autofahrer. 
Landauf, landab fürchteten 
Dutzende Schulen um ihr 
Überleben. 31 wurden am Ende 
tatsächlich geschlossen.

Eine solche Protestwelle 
wird sich in diesem Sommer 
nicht wiederholen. Die Liste 
der Schließungskandidaten 
für 2015 ist auff allend kurz: 
Aufgegeben werden sollen nur 
noch fünf Standorte. Dafür hat 
Kultusminister Dorgerloh im 
vergangenen Herbst gesorgt, 
als er eine vorgesehene Erhö-
hung der Mindestschülerzahl 
wieder zurücknahm. Man darf 
bezweifeln, dass er das inner-
lich überzeugt tat. Doch der 
Druck aus dem Landtag war 
zu stark. Weder die CDU noch 
Dorgerlohs Parteifreunde in 
der SPD wollten sich länger als 
gnadenlose Schul-Abräumer  
beschimpfen lassen. An dieser 
Front ist jetzt Ruhe. Und im 
März 2016 sind Wahlen.  Seite 1

Ruhe an der 
Schulfront
Hagen Eichler zur 
Schließungsliste für 
den Sommer 2015

Endlich hat es auch den 
Deutschen Bundestag 
erwischt. Endlich, weil 

Bundespolitiker seit Jahren 
fahrlässige Ignoranz in Sa-
chen Digitalisierung und IT-
Sicherheit an den Tag legen. 
Was nicht zuletzt in Kanzlerin 
Merkels Äußerung gipfelte, Fa-
cebook sei so „schön wie eine 
ordentliche Waschmaschine“. 
Frei nach dem Motto: ist prak-
tisch, muss man sich aber nicht 
dauernd drum kümmern.

Dabei zeigen gestohlene 
Bankdaten schon lange, dass 
Bußgelder für Unternehmen 
nicht reichen, die Sicherheits-
standards für kritische Infra-
struktur nicht oder nicht recht-
zeitig umsetzen. Erschreckend 
obendrein: Der Gesetzgeber 
will sein neues Gesetz zur IT-
Sicherheit erst vier Jahre nach 
Inkrafttreten überprüfen. Das 
ist Vorsatz in Zeiten, in denen 
Sicherheitslücken in Software 
wöchentlich gemeldet werden.  

Will der Bundestag wirklich 
Sicherheit, muss er dichter ran 
an die Schwachstellen. Und das 
geht nur so: Holt die Hacker ins 
Boot. Die wissen, wo die Lü-
cken im Netzwerk sind.  Politik

Schwachstelle 
Bundestag
Mandy Hanne-
mann zur 
Cyber-Attacke

Zur Person

 Karikatur: Philipp Hubbe

Im Schuldenstreit mit 
Griechenland nähern sich 
Athen und die Geldgeber 

an – der erhoff te Durchbruch 
steht aber noch aus. Angesichts 
der zugespitzten Finanzlage 
warnte EU-Gipfelchef Donald 
Tusk die Athener Regierung 
vor weiteren Verzögerungen. 
Ende Juni droht Griechenland 
die Staatspleite. „Es gibt kei-
nen Raum zum Spielen mehr, 
es gibt keine Zeit zum Spielen 
mehr“, sagte Tusk am Donners-
tag in Brüssel zum Abschluss 
des EU-Lateinamerika-Gipfels.

Er forderte die griechische 
Regierung des Links-Premi-
ers Alexis Tsipras auf, „ein 
bisschen mehr realistisch zu 
sein“. Beim nächsten Treff en 

der Euro-Finanzminister am 
Donnerstag nächster Woche 
(18. Juni) müsse es im Ringen 
um weitere Finanzhilfen Be-
schlüsse geben. „Wir brauchen 
Entscheidungen, keine Ver-
handlungen“, sagte Tusk.

Die drei Institutionen EU-
Kommission, Europäische Zen-
tralbank (EZB) und Internati-
onaler Währungsfonds (IWF) 
verhandeln mit Athen über 
ein verbindliches Reformpro-
gramm. Dies ist die Vorausset-
zung dafür, dass Griechenland 
bislang blockierte Hilfsgelder 
in Höhe von 7,2 Milliarden Euro 
erhalten kann, um es vor der 
Pleite zu retten. Seit 2010 hat 
das Land insgesamt bereits 240 
Milliarden Euro internationaler 

Hilfen bekommen. IWF-Spre-
cher Gerry Rice  sprach von „be-
deutenden Diff erenzen“ zwi-
schen IWF und der Regierung 
in Athen. Das IWF-Team habe 
die Verhandlungen in Brüssel 
verlassen und sei zurück nach 
Washington gekehrt.

Nach einem Dreiergipfel mit 
Tsipras und dem französischen 
Präsidenten François Hollande 
sagte Kanzlerin Angela Merkel: 
„Ich hoff e, dass das jetzt auch 
die notwendigen Fortschritte 
bringt.“ Merkel forderte Grie-
chenland auf, jetzt „mit Hoch-
druck“ an einer Einigung mit 
den Geldgebern zu arbeiten, 
um off ene Fragen zu klären.

Um das hochverschuldete 
Griechenland vor der Staats-

pleite zu retten, wird nach An-
gaben von EU-Diplomaten über 
eine Verlängerung des Hilfs-
programms – das Ende Juni 
ausläuft – um drei Monate dis-
kutiert.

Athen könnte zudem Zugriff  
auf etwa 10,9 Milliarden Euro 
Reserven erhalten, die im lau-
fenden Hilfsprogramm zurück-
gestellt wurden, um Banken 
zu rekapitalisieren. Laut Diplo-
maten zeichnet sich zudem ab, 
dass Athen die neuen Vorgaben 
für den Primärüberschuss im 
Haushalt (ohne Zins- und Til-
gungszahlungen) hinnehmen 
wird. Die Geldgeber fordern für 
das laufende Jahr ein Prozent; 
Griechenland wollte weniger.

Im griechischen Schul-
dendrama türmen sich aber 
schon wieder neue Probleme 
auf. Nach einem Urteil des 
Verwaltungsgerichtshofes in 
Athen sind die im Rahmen 
des Sparprogramms vor drei 

Jahren verhängten Renten-
kürzungen verfassungswidrig 
und müssen zurückgenom-
men werden. Nach Schätzun-
gen der griechischen Finanz-
presse muss der Staat damit 
pro Jahr etwa 1,5 Milliarden 
Euro mehr aufb ringen. Zu dem 
von den Geldgebern verlang-
ten Reformen gehören auch 
Rentenkürzungen.

Aus Protest gegen weitere 
Sparpläne besetzten rund 200 
Mitglieder der kommunisti-
schen Gewerkschaft PAME am 
Donnerstag das Finanzminis-
terium in Athen. Sie befestig-
ten ein Transparent an der Fas-
sade mit der Aufschrift: „Wir 
haben genug geblutet! Wir ha-
ben genug gezahlt!“  (dpa)

Im Athener Schuldendrama gibt es ein neues Milliarden-Problem
Griechisches Gericht stuft  Rentenkürzungen als verfassungswidrig ein / IWF-Team hat Verhandlungen verlassen

In einer Resolution hat
das Europäische Parla-
ment am Donnerstag die

Freilassung des syrischen
Journalisten und Menschen-
rechtsaktivisten Mazen Dar-
wish gefordert. Bis zu seiner
Verhaftung im Februar 2012
durch das Regime von Baschar
al-Assad hatte der 1974 gebo-
rene Rechtsanwalt acht Jahre
lang das von ihm gegründete
„Syrische Zentrum für Medi-
en- und Meinungsfreiheit“ ge-
leitet. Es engagierte sich für die
Rechte von Journalisten und
stand ihnen bei Konfl ikten mit
staatlichen Behörden zur Seite.
Zusammen mit seinen Mitar-
beitern Hani al-Zaitani und
Hussain Ghrer ist Darwish seit
über drei Jahren ohne Anklage
und Gerichtsprozess in Haft. 

Initiiert wurde die Resoluti-
on vom Wittenberger  SPD-Eu-
ropaabgeordneten Arne Lietz.
Er erklärte, die Dringlichkeit
des Falles habe sich noch ein-
mal erhöht, da Darwish an
einen unbekannten Ort ver-
schleppt worden sei. „Er ist ver-
schollen. Seine Frau Yara Bader
hat seit 40 Tagen keinen Kon-
takt zu ihm“, sagte Lietz. „Der
Fall von Mazen Darwish steht
stellvertretend für die brutale
Repression durch das syrische
Regime.“

Am 25. April 2015 war der
Syrer in Abwesenheit mit dem
Preis „Das unerschrockene
Wort“ der Lutherstädte geehrt
worden. Zu dem Bund von 16
deutschen Kommunen gehören
in Sachsen-Anhalt unter ande-
ren Wittenberg, Magdeburg,
Halle und Eisleben. Darwish
war bereits von der Unesco und
dem PEN-Club ausgezeichnet
worden.

Über das Schicksal von
Mazen Darwish und anderen
verfolgten Menschenrechts-
aktivisten in Syrien berichtet
regelmäßig die Internetseite
free-syrian-voices.org.  (sh)

Syrischer Aktivist
in Todesgefahr

Aus den Glückwünschen 
von John Kerry zum 
russischen Nationalfei-

ertag spricht einige Sorge. Zwar 
meidet der US-Außenminister 
zum Jubiläum für das neue 
Russland am heutigen  Freitag 
– 25. Jahrestag der Unabhän-
gigkeit – allzu scharfe Kritik. 
Aber seine Erinnerungen an 
bessere Zeiten, als Russen und 
Amerikaner etwa im Zweiten 
Weltkrieg gemeinsam gegen 
Hitlerdeutschland kämpften, 
prägen den Ton des Schreibens.

Mögen die Bürger in einer 
„friedlichen, blühenden und 
demokratischen Zukunft le-
ben“, schreibt Kerry in seiner 
Grußbotschaft. Das wünschen 
sich auch die Russen. Doch an-
gesichts der Spannungen mit 
der EU und den USA im Ukra-
inekonfl ikt dürften bei vielen 
an dem arbeitsfreien „Tag Russ-
lands“ auch Zukunftsängste 
mitschwingen.

In den wenigen noch ver-
bliebenen kritischen russi-
schen Medien warnen Exper-
ten vor der Gefahr, dass das 
nun ein Vierteljahrhundert 
alte neue Russland in totali-
täre Zeiten wie in der Sowjet-
union zurückfallen könnte. 
Der Ex-Kremlchef und Frie-
densnobelpreisträger Michail 
Gorbatschow mahnte unlängst 
noch, dass seine vor 30 Jahren 
initiierte Reformpolitik von 
Glasnost (Off enheit) und Pe-
restroika (Umgestaltung) eine 
Neuaufl age brauche. Aber da-
von ist Russland weit entfernt.

„Von Imperium zu Impe-
rium“ nennt das kremlkri-
tische Magazin „The New 
Times“ seine Titelgeschichte 
zu 25 Jahre neues Russland. 
Die Atommacht wandele sich 
gerade „radikal“, schreibt das 
Blatt. Bis heute seien weder der 
Kreml noch die Gesellschaft 
das „Imperialsyndrom“ losge-
worden. Die Sehnsucht nach 
einem Großmachtstatus wie zu 
Sowjetzeiten sitze tief, wie das 
„Expansionsabenteuer“ auf der 
Schwarzmeerhalbinsel Krim 
und der „Hurra-Patriotismus“ 
zeigten, meinen Kommenta-
toren.

Auch Umfrage- und Wirt-
schaftsinstitute nehmen den 
Jahrestag zum Anlass für eine 
Bilanz. Die Experten warnen 
vor dem Aufk ommen einer 
neuen Armut. Die Rohstoff -
macht ist durch den niedrigen 
Ölpreis und die Sanktionen in 

ihrer tiefsten Krise seit dem 
Machtantritt Wladimir Putins 
vor 15 Jahren. Rezession, Kor-
ruption, Rubelschwäche und 
Gehaltskürzungen machen 
vielen Bürgern zu schaff en.

Auswanderungswelle

Medien berichten seit Mona-
ten von einer neuen Auswan-
derungswelle von jungen und 
gut ausgebildeten Russen wie 
in den 1990ern. Die Aussicht 
auf ein dauerhaftes Leben un-
ter Putin macht vielen Angst. 
Eine neue Kandidatur des jetzt 
62-Jährigen bei der Wahl 2018 
gilt als sicher. Die nächste 
Amtszeit dauert bis 2024 – also 
womöglich noch neun weite-
re Jahre mit „WWP“, wie der 
Kremlchef kurz genannt wird.

Gerade erst wieder ha-
ben die Menschenrechtsor-
ganisationen Human Rights 

Watch (HRW) und Amnesty 
International neue politische 
„Knebelgesetze“ gegen Nicht-
regierungsgruppen als schwe-
ren Angriff  auf die Rede- und 
Meinungsfreiheit in Russland 
angeprangert. Mit „drakoni-
schen“ Schritten werde auch 
noch das letzte Leben in der 
Zivilgesellschaft erstickt, er-
klären sie.

In der Tendenz befürchten 
viele Russen, dass die Daumen-
schrauben noch fester angezo-
gen werden. Ob es bald wieder 
einen Eisernen Vorhang gibt, 
der Westreisen kaum noch zu-
lässt? Und vielleicht ein neues 
Wettrüsten? Oder sogar Krieg? 
Solche Fragen bestimmen 
längst nicht mehr nur Exper-
tenforen, sondern auch die Ge-
spräche auf der Straße.

Von einer „gesetzmäßigen 
Entwicklung“ und logischen 
Rückkehr des Autoritarismus 
spricht der Politologe Dmitri 
Oreschkin. Der von Putin ge-
schaff ene Machtapparat mit 
satten Bürokraten und zufrie-
denen Nationalisten sowie ei-
ner kraftvollen Kirche werde 
das System „bis zum letzten 
Tropfen Öl“ verteidigen, sagt er.

Die „blinden Versuche“, 
sich im sowjetischen Stil als 
Weltmacht aufzuspielen, wür-
den aber am Ende nur zu einer 
wirtschaftlichen, geopoliti-
schen und medialen Niederla-
ge führen, meint Oreschkin. 
„Davor gibt es keinen anderen 
Schutz als einen neuen Eiser-
nen Vorhang, Zensur, immer 

primitivere Lügen, Repressi-
onen und die Rückkehr zur 
Rolle eines asiatischen Tyran-
nen“, sagt der Politologe. Und 
obendrein werde die restliche 
Welt wie zu kommunistischen 
Zeiten mit dem „Atomknopf“ 
eingeschüchtert.  (dpa)

Vom Imperium zum Imperium
Vor 25 Jahren erklärte sich Russland unabhängig von der zerfallenden Sowjetunion
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Was eine Überein-
kunft der Griechen
mit ihren Geldge-

bern blockiert, fehlt der Re-
gierung Tsipras auch in der
Heimat: Verlässlichkeit. Das
Volk fi ndet sich in einem per-
manenten Wechselbad zwi-
schen Enttäuschung und Eu-
phorie wieder. Nichts scheint
sicher in Hellas, alles steht
jeden Tag in Frage – vom Ar-
beitsplatz bis zur Währung
im Portmonee. Brüche in der
Gesellschaft werden so nicht
gekittet, sondern vertiefen sich
weiter. Neue kommen hinzu:
Die Syriza-Bewegung, eben
noch glanzvolle Wahlsiegerin,
wird inzwischen von heftigen
Grabenkämpfen erschüttert.
Ex-Premier Andonis Samaras
bietet sich schon als vermeint-
licher Retter an.

Ein Regierungsumbau oder
gar Neuwahlen würden aber
gar nichts ändern, das ist den
meisten Griechen wohl längst
klar. Folgt man jüngsten Um-
fragen, kleben die Hellenen
längst nicht mehr am Euro.
Sie würden ihr Leben auch mit
der Drachme bestreiten – wenn
es nur ein halbwegs passables
Auskommen gäbe.

Auf nichts
Verlass
Steffen Honig 
zum griechischen
Schuldendrama

„Die Kuh 
muss vom 
Eis, aber 
sie rutscht 
dauernd aus. 

Wir versuchen sie heute 
wieder anzuschieben.“
EU-Kommissionspräsident Jean-Clau-
de Juncker in Brüssel zu den schwieri-
gen Verhandlungen mit Griechenland 
über die Lösung des Schuldenstreits.

Der Präsident ist im neuen Russland allgegenwärtig: Eine Frau trägt 
ein T-Shirt mit dem Porträt des Kremlchefs.  Foto: AFP

Russlands Regierungschef 
Dmitri Medwedew hat Speku-
lationen des Westens über 
eine mögliche Wiedergeburt 
des Sowjetimperiums zurück-
gewiesen. „Das ist Blödsinn, 
das ist unmöglich“, sagte 
Medwedew am Donnerstag 
der Agentur Interfax.

Medwedew sprach ange-
sichts der von Russland 
initiierten Zoll- und der Eura-
sischen Wirtschaftsunion von 
„normalen Integrationspro-
zessen“ im postsowjetischen 
Raum. „Es ist off ensichtlich, 
dass eine vollwertige wirt-
schaftliche Integration auch 
von politischen Prozessen 
und einer politischen Integra-
tion begleitet wird“, sagte er. 

US-Präsident Barack Oba-
ma hatte auf dem G-7-Gipfel 
in Bayern am Montag den 
Kremlchef Wladimir Putin vor 
einem „irrgeleiteten Verlan-
gen nach einer Wiedererlan-
gung eines Sowjetreiches“ 
gewarnt.  (dpa)

Dementi aus Moskau


